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Präambel

Die pandemiebedingten Einschränkungen im Schulbetrieb haben 
verdeutlicht, dass künftig verstärkt der Fokus darauf zu legen ist, im 
Zuge der Digitalisierung allen an Schule Beteiligten mit einer ent-
sprechenden technischen Ausstattung Unterricht auch auf Distanz 
zu ermöglichen, der alle Schülerinnen und Schüler einer Schule 
gleichermaßen erreicht. Lehrkräfte sowie Schülerinnen und Schü-
ler sind daher besonders gefordert, auf digitale Lösungen und An-
gebote zurückzugreifen. Dies stellt die Schulen vor die Herausfor-
derung, eine entsprechende technische Ausstattung bereitzustellen, 
vor allem in Form digitaler Endgeräte für Lehrkräfte.

Damit alle Lehrerinnen und Lehrer des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern über die Schule mit der notwendigen Technik ausge-
stattet werden, um digitalen Unterricht planen und durchführen 
zu können, hat der Koalitionsausschuss des Bundes sich auf die 
Bereitstellung von 500 000 000 Euro für die Zurverfügungstel-
lung von digitalen Endgeräten verständigt. Es ist von den Ländern 
ein Eigenanteil in Höhe von mindestens 10 Prozent der Bundes-
mittel zu erbringen. Die Zielstellung bleibt, dass alle Lehrerinnen 
und Lehrer zum digitalen Arbeiten befähigt werden. Vorbehaltlich 
der Mittelbereitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften 
stellt der Bund dafür im Rahmen des DigitalPakts Schule 2019 bis 
2024 auf Grundlage von Artikel 104c des Grundgesetzes für ge-
samtstaatlich bedeutsame Investitionen im Bereich der digitalen 
kommunalen Bildungsinfrastruktur in Mecklenburg-Vorpommern 
Finanzhilfen in Höhe von 9 920 950 Euro zur Verfügung. Das Land 
Mecklenburg-Vorpommern stellt zusätzlich 992 095 Euro als Ko-
finanzierung zur Verfügung.

1 Rechtsgrundlagen, Zuwendungszweck

1.1 Rechtsgrundlagen, Zuwendungszweck

Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt mit Un-
terstützung von Mitteln des Bundes nach Maßgabe

a) von Artikel 104c des Grundgesetzes für die Bundes-
republik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478)
geändert worden ist,

b) der Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule
2019 bis 2024, geschlossen zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und den Ländern, vom 16. Mai
2019 in Verbindung mit der Zusatz-Verwaltungsver-

einbarung „Leihgeräte für Lehrkräfte“ zum Digital-
Pakt Schule 2019 bis 2024 vom 27. Januar 2021,

c) dieser Verwaltungsvorschrift und

d) des § 44 Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vor-
pommern und der dazugehörigen Verwaltungsvor-
schriften (VV zu § 44 LHO)

Zuwendungen an Schulträger für schulgebundene mobi-
le Endgeräte als Leihgeräte für Lehrkräfte als Teil der im 
Rahmen des DigitalPakts geförderten schulischen Infra-
struktur, die fl exibel für die Unterrichtsvor- und -nachbe-
reitung und die Durchführung digitaler Unterrichtsformen 
genutzt werden können, unabhängig davon, ob dieser 
Unterricht in der Schule oder als Distanzlernen stattfi ndet.

1.2 Haushaltsvorbehalt

Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwen-
dung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Aus einer 
gewährten Zuwendung erwächst kein Anspruch auf eine 
erneute oder weitere Zuwendung.

2 Gegenstand der Zuwendung

Es werden Zuwendungen für die Anschaff ung von schul-
gebundenen mobilen Endgeräten (Laptops, Notebooks 
und Tablets) als Leihgeräte für Lehrkräfte einschließlich 
der Inbetriebnahme sowie des für den Einsatz erforder-
lichen Zubehörs gewährt, die in die nach der Richtlinie 
zur Förderung der Digitalisierung der Schulen in Meck-
lenburg-Vorpommern vom 23. Oktober 2019 (AmtsBl. 
M-V S. 940), die durch die Verwaltungsvorschrift vom 
27. April 2021 (AmtsBl. M-V S. 193) geändert worden
ist, aus dem DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 zuwen-
dungsfähige Infrastruktur integriert werden können.

3 Zuwendungsempfänger

3.1 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind:

a) Schulträger von Schulen in öffentlicher Trägerschaft
gemäß § 103 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 in Verbindung 
mit § 104 des Schulgesetzes und

Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen aus dem Förderprogramm „Leihgeräte für 
Lehrkräfte“ des DigitalPakts Schule 2019 bis 2024 für schulgebundene mobile Endgeräte als 

Leihgeräte für Lehrkräfte
(Schulgebundene mobile Leihgeräteförderrichtlinie – SchulLeihgeräteFöRL M-V)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung und Kindertagesförderung

Vom 22. Mai 2024 – VII-320-DP022-2020/098-013 –

VV Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 630 - 488

Das Ministerium für Bildung und Kindertagesförderung erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium, dem Ministerium für 
Inneres, Bau und Digitalisierung und nach Anhörung des Landesrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:
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b) Schulträger von freien Schulen gemäß § 116 Ab-
satz 2 in Verbindung mit § 118 des Schulgesetzes.

3.2 Für öffentliche Schulen in Trägerschaft des Landes ge-
mäß § 103 Absatz 1 Nummer 4 des Schulgesetzes wer-
den Mittel über den Landeshaushalt bereitgestellt.

3.3 Die Zuwendungsempfänger im Falle von Nummer 3.1 
Buchstabe a als Erstempfänger dürfen andere Organisa-
tionen mit der Durchführung betrauen und die Zuwen-
dungen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks an diese, 
als Letztempfänger, ganz oder teilweise weiterleiten.

3.3.1 Die Weiterleitung erfolgt nach Maßgabe von Nummer 12 
der VV zu § 44 LHO in öffentlich-rechtlicher Form an 
den jeweiligen Letztempfänger.

3.3.2 Letztempfänger der Zuwendung sind juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts und des Privatrechts. Die 
Weiterleitung der Zuwendung ist ab dem 3. Juni 2020 
rückwirkend zugelassen.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

Abweichend von Nummer 1.3 der VV zu § 44 LHO ist 
ein vorzeitiger Vorhabenbeginn ab dem 3. Juni 2020 für 
die Gewährung der Zuwendung unschädlich. Der vorzei-
tige Vorhabenbeginn erfolgt auf eigene Gefahr und eine 
Gewährung der Zuwendung wird nicht zugesichert.

5 Zuwendungsart, Finanzierungsart, Höhe der Zuwen-
dung

5.1 Zuwendungsart, Finanzierungsart

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung 
als Festbetragsfi nanzierung oder in geeigneten Fällen 
als Vollfi nanzierung in Form eines nicht rückzahlbaren 
Zuschusses oder einer nicht rückzahlbaren Zuweisung 
gewährt. Die Höhe der Zuwendung ist auf einen Höchst-
betrag begrenzt. Der Höchstbetrag ergibt sich für den 
jeweiligen öff entlichen Schulträger aus Anlage 1  und 
für den jeweiligen freien Schulträger aus der Summe 
der schulbezogenen Beträge für die Schulen desselben 
Schulträgers gemäß Anlage 2. 

5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben

Zuwendungsfähig ist die Anschaff ung von schulgebun-
denen mobilen Endgeräten als Leihgeräte für Lehrkräf-
te (Laptops, Notebooks und Tablets) einschließlich der 
Inbetriebnahme sowie des für den Einsatz erforderli-
chen Zubehörs wie Maus, Stift, Tastatur und geeignete 
Schutzvorrichtungen (Schutzhüllen).

5.3 Nicht zuwendungsfähige Ausgaben

Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für Smartphones 
und Ladestationen sowie Folgekosten zum Beispiel für 
Ersatzbeschaff ungen und Ausgaben für Wartung, Sup-
port und Betrieb der anzuschaff enden schulgebundenen 
mobilen Endgeräte. Ausgaben für Software sind nicht 
zuwendungsfähig mit Ausnahme der Ausgaben für Be-

Anl. 1

Anl. 2

triebssysteme, Antiviren- oder Verschlüsselungspro-
gramme oder technische Software zur Integration ins 
Netz der Schule. Diese sind zuwendungsfähig, wenn sie 
für den Betrieb erforderlich sind. Garantieerweiterungen 
sind nicht zuwendungsfähig.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Verteilung der Geräte auf die Schulen

Der Schulträger kann die mit den Mitteln geförderten 
Geräte unter Berücksichtigung der Bedingungen an sei-
nen Schulen, insbesondere der Anzahl der Lehrkräfte, 
nach eigenem Ermessen auf seine Schulen verteilen.

6.2 Verausgabung der Mittel

Zuwendungen werden mit der Aufl age bewilligt, dass die 
zugewendeten Mittel spätestens bis zu dem im Zuwen-
dungsbescheid festgelegten Termin verausgabt werden.

6.3 Zweckbindungsfrist

Die Zweckbindungsfrist beträgt fünf Jahre.

6.4 Hinweis auf die erhaltene Zuwendung

Die Zuwendungsempfänger müssen in geeigneter Form 
auf die durch den Bund und das Land erhaltene Zuwen-
dung aus dem DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 hinweisen.

6.5 Prüfrechte

Folgende Institutionen können Projekte, die im Rahmen 
dieser Verwaltungsvorschrift eine Zuwendung erhalten, 
prüfen. Sie sind berechtigt, Bücher, Belege und sonstige 
mit der Zuwendung zusammenhängende Geschäftsunter-
lagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwen-
dung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch 
Beauftragte prüfen zu lassen:

a) das Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern

b) das Ministerium für Bildung und Kindertagesförde-
rung Mecklenburg-Vorpommern

c) der Bundesrechnungshof,

d) der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern,

e) das Bundesministerium für Bildung und Forschung,

f) der Europäische Rechnungshof.

6.6 Weiterleitung

In dem Zuwendungsbescheid an die Erstempfänger ist 
verbindlich zu regeln, dass der Erstempfänger für die 
zweckentsprechende Verwendung der Mittel durch den 
Letztempfänger verantwortlich ist. Für etwaige Pfl icht-
verletzungen des Letztempfängers haftet allein der 
Erstempfänger gegenüber der Bewilligungsbehörde. 
Ansprüche zwischen dem Erstempfänger und dem Letzt-
empfänger bleiben hiervon unberührt. 
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7 Verfahren

7.1 Verfahren bei Zuwendungen an öffentliche Schulträger

Die Zuwendung an die öff entlichen Schulträger erfolgt 
abweichend von Nummer 3.1 der VV zu § 44 LHO ohne 
Antragsverfahren. Die öff entlichen Schulträger erhalten 
eine Zuwendung in Höhe ihres individuellen Höchstbe-
trages (Schulträgerbudget) gemäß Anlage 1 mittels eines 
Zuwendungsbescheids.

7.2 Antragsverfahren bei Zuwendung an freie Schulträger

Die Gewährung der Zuwendung erfolgt vorläufi g auf der 
Grundlage eines schriftlichen Antrages. Die Antrags-
unterlagen sind bei der Bewilligungsbehörde erhältlich 
oder können im Internet unter www.lfi -mv.de abgerufen 
werden. Jeder Schulträger kann einmalig einen Antrag 
auf Zuwendung für alle seine Schulen in seiner Träger-
schaft gemäß Nummer 3.2 stellen. Der vollständig aus-
gefüllte und rechtsverbindlich unterschriebene Antrag ist 
bei der Bewilligungsbehörde einzureichen. Der Antrag-
steller ist verpfl ichtet, alle zur Beurteilung des Zuwen-
dungsantrages erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Eine 
Verweigerung der Mitwirkung rechtfertigt die Ablehnung 
des Zuwendungsantrages. Versäumt der Antragsteller es, 
Auskünfte innerhalb der von der Bewilligungsbehörde 
gesetzten Frist zu erteilen, steht dies einer Verweigerung 
der Mitwirkung gleich.

7.3 Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist das
Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern
Werkstraße 213
19061 Schwerin.

7.4 Verteilung von Restmitteln

Zurückgezahlte oder nicht bis zum 31. Dezember 2023 
beantragte Zuwendungsmittel können in einer zweiten 
Förderrunde durch das Ministerium für Bildung und 
Kindertagesförderung neu verteilt werden. Antrags-
berechtigt sind ab dem 2. Januar 2024 alle Schulträ-
ger gemäß Nummer 3, die im Bewilligungszeitraum 
zuwendungsfähige Maßnahmen oder selbstständige 
Vorhabenabschnitte über das bisher ausgereichte Zu-
wendungsvolumen hinaus durchgeführt haben oder bis 
zum Ablauf des 16. Mai 2024 durchführen werden. Zu-
wendungsvoraussetzung ist eine zum Zeitpunkt der An-
tragstellung erfolgreich abgeschlossene Verwendungs-
nachweisprüfung in der 1. Förderrunde. Die Anträge 
sind unter Verwendung des entsprechenden Vordrucks 
elektronisch unter digitalpakt@lfi -mv.de einzureichen. 
Für eine erneute Bewilligung werden nur vollständige 
Anträge in Reihenfolge ihres elektronischen Postein-
gangs berücksichtigt. Der Antrag gilt jedoch erst dann 
als gestellt, wenn gleichfalls der vollständige Antrag 
unterschrieben per Post beim Landesförderinstitut 
Mecklenburg-Vorpommern eingegangen ist. Der An-
tragsvordruck kann im Internet unter www.lfi -mv.de 
abgerufen werden. Bewilligungen erfolgen im pfl icht-
gemäßen Ermessen der Bewilligungsbehörde in Abhän-
gigkeit von den verfügbaren Restmitteln.

7.5 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Das Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern 
zahlt die Zuwendungen auf Mittelanforderung unter 
Verwendung des entsprechenden Vordrucks aus. Die 
Zuwendungsmittel werden abweichend von Nummer 
7.2.2 der VV zu § 44 LHO nach Bestandskraft des Zu-
wendungsbescheides in einer Summe ausgezahlt. Der 
Zuwendungsempfänger ist im Zuwendungsbescheid 
darauf hinzuweisen, dass durch einen Rechtsmittelver-
zicht die Bestandskraft sofort eintritt. Abweichend von 
Nummer 8.6 der VV zu § 44 LHO wird deswegen bei 
einer späteren zweckentsprechenden Mittelverwendung 
auf die Erhebung von Zinsen verzichtet.

7.6 Verwendungsnachweisverfahren

7.6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist gegenüber der Be-
willigungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnach-
weis). Der vollständige Verwendungsnachweis muss 
innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Bewil-
ligungszeitraums der Bewilligungsbehörde vorliegen. 
Die Bewilligungsbehörde kann bei Vorliegen besonderer 
Umstände eine andere Frist für die Vorlage des Verwen-
dungsnachweises festlegen.

7.6.2 Der Verwendungsnachweis besteht, abweichend von 
Nummer 5.3.6.2 der VV zu § 44 LHO, aus einem Sach-
bericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. Der im 
Rahmen des Verwendungsnachweises vorzulegende 
Sachbericht beinhaltet ergänzend zu Nummer 5.3.6.3 
eine Übersicht über die im Rahmen der Zuwendung den 
Schulen zugeordneten Geräte nach Anzahl, Gerätetyp und 
Zubehör. Der zahlenmäßige Nachweis enthält abweichend 
von Nummer 5.3.6.4 der VV zu § 44 LHO eine Übersicht 
mit Rechnungsnummer, Zahlungsdatum, Empfänger, An-
zahl der beschafften Geräte, Ausgaben für Geräte, Ausga-
ben für Zubehör, Ausgaben für Inbetriebnahme und Höhe 
der Gesamtausgaben. Der Verwendungsnachweis ist ab-
weichend zu Nummer 10.2 der VV zu § 44 LHO unter 
Verwendung des entsprechenden Vordrucks gegenüber der 
Bewilligungsbehörde zu erbringen.

7.6.3 Der Erstempfänger hat die Verwendung der an den Letzt-
empfänger weitergeleiteten Zuwendung entsprechend 
Nummer 11 der VV zu § 44 LHO zu prüfen. Hierzu hat 
er vom Letztempfänger einen Verwendungsnachweis 
unter Verwendung des entsprechenden Vordrucks für 
den Erstempfänger zu verlangen. Gegebenenfalls hat er 
auch Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen 
anzufordern oder einzusehen sowie die Verwendung der 
Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die vom Letztemp-
fänger zu erbringenden Verwendungsnachweise sind 
dem Verwendungsnachweis des Erstempfängers beizu-
fügen. Über das Ergebnis der Verwendungsnachweisprü-
fung legt der Erstempfänger der Bewilligungsbehörde 
zusätzlich einen zusammenfassenden Prüfbericht als Teil 
des Sachberichtes vor.

7.7 Rückforderung

Mittel, die nicht spätestens bis zu dem im Zuwendungs-
bescheid festgelegten Termin verausgabt wurden, sind 
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zurückzufordern. Dabei ist abweichend von Nummer 8.6 
der VV zu § 44 LHO auf die Erhebung von Zinsen zu 
verzichten.

7.8 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Verwaltungsvorschrift
Abweichungen zugelassen sind, und das Landesverwal-
tungsverfahrensgesetz.

8 Anlagen

Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil dieser Verwal-
tungsvorschrift.

9 Übergangsregelung aus Anlass der Neufassung

Für Rechtsverhältnisse (Zuwendungen), die bis zum In-
krafttreten dieser Verwaltungsvorschrift entstanden sind 
(bewilligt wurden), ist die Schulgebundene mobile Leih-
geräteförderrichtlinie vom 27. August 2021 (AmtsBl. 
M-V S. 856) in ihrer bis dahin geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. Die Regelungen in den Nummern 3.3, 6.6, 
7.4 und 7.6.3 bleiben hiervon unberührt.

10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach Veröff ent-
lichung in Kraft und am 31. Dezember 2025 außer Kraft. 
Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten tritt die Schulgebun-
dene mobile Leihgeräteförderrichtlinie vom 27. August 
2021 (AmtsBl. M-V S. 856) außer Kraft.

AmtsBl. M-V 2024 S. 660
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